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Planfeststellungsverfahren für das geplante Bauvorhaben -Neubau der 380 kV-Frelleitung Perleberg -
Stendai/West, Abschnitt Sachsen-Anhalt - ln den Gemarkungen Losenrade, Geestgottberg, Beuster, 
Seehausen, Behrend, Schönberg, Falkenberg, Dobbrun, Meseberg, Osterburg, Düsedau, Erxleben, 
Rochau, Häsewig, Stelnfeld, Schinne, Kläden, Möringen und Nahrstedt; 
Vorhabenträger: Firma 50 Hertz Transmission GmbH, Heidestraße 2, 10557 Berlin 

Fürdas o.g. Bauvorhaben wird auf Antrag des Vorhabenträgers, der Fa. 50 Hertz Transmission GmbH, das Plan­
feststellungsverfahren nach den Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) durchgeführt. 
Im Rahmen des im Planfeststellungsverfahren durchzuführenden Anhörungsverfahrens wurde der Plan im Jahr 
2014 in den Gemeinden zur Einsicht ausgelegt, in denen sich das Vorhaben voraussichtlich auswirkt. Dieser 
Verfahrensschritt wird gemäß§§ 43 Satz 7, 43a EnWG i.V.m. § 1 Abs. 1 VwVfG LSA i.V.m. §§ 72 Abs. 1 Satz 1, 
73 Abs. 3 VwVfG i.V.m. § 45 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG wiederholt, um die im Zusammenhang mit der im Jahr 2014 
erfolgten Auslegung der Planunterlagen unterlaufenen Verfahrens- und Formfehler zu heilen. 
Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 
3a des Gesetzes überdie Umweltverträglichkeitsprüfung alte Fassung (UVPG a. F.). 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden 
Grundstücke in den o. g. Gemarkungen beansprucht. 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen sowie die entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umwelt­
auswirkungen) liegt in der Zeit vom 4. Dezember2018 bis einschließlich zum 4. Januar 2019 

im Bauamt der Hansestadt Osterburg (Altmark), Ernst-Thälmann-Straße 10, Zimmer 207, 
39606 Osterburg (Altmark), während der Dienststunden 

Montag7:30 bis 12:00 und 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
Dienstag7:30 bis 12:00 und 13:00 Uhrbis 17:00 Uhr 
Mittwoch7:30 bis 12:00 und 13:00 Uhrbis 15:30 Uhr 
Donnerstag7:30 bis 12:00 und 13.00 Uhr bis 15:30 Uhr 
Freitag7:30 bis 1.2:00 Uhr 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
Für die Dauer der Auslegung werden die zur Einsicht auszulegenden Planunterlagen zusätzlich auf der Inter­
netseile des Landesverwaltungsamtes unter der Adresse 
https:lllvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/wirtschaft-bauwesen-verkehr/planfeststellunqllaufende-verfahren/ 
zugänglich gemacht. 
Maßgeblich istjedoch der Inhalt derzur Einsicht ausgelegten Unterlagen(§ 27a VwVfG). . 
1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens ernen Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 4. Februar 2019, bei der Hansestadt Osterburg (Altmark), Ernst­
Thälmann-Straße 10, Zimmer 207, 39606 Hansestadt Osterburg (Altmark), Einwendungen gegen den Plan 
schriftlich oderzur Niederschrift erheben. 
Die Einwendungen können ebenfalls beim Landesverwaltungsamt, Referat 308, Ernst-Kamieth-Straße 2, Zim­
mer C2.44, 06112 Halle (Saale), schriftlich oderzur Niederschrift erhoben werden. 
Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
Die bisher vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen behalten ihre Gültigkeit und werden im Verfah­
ren berücksichtigt. 
Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind Einwendungen ausgeschlossen, bis auf die, auf besonderen privat­
rechtlichen Titeln beruhen(§ 73Abs. 4 Satz 3 VwVfG). 
Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, die sich auf die Schutz-
güter nach§ 2Abs. 1 UVPG beziehen, nur aufdieses Verwaltung~ve~ahren. . . . 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschnftshsten unterzerchnet oder rn Form ve~relfäl­
tigtergleichlautenderTexte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist aufjeder mit einer Unterschnft ver 

sehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu 
bezeichnen. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§§ 17 Abs. 1 und 2 sowie 72 
Abs. 2 VwVfG). 
2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung von der Auslegung des Plans der 
a) nach landesrechtliehen Vorschriften im Rahmen des § 63 des Bundesnaturschutzgesetzes anerkannten 
Naturschutzvereinigungen . . 
b) sowie der sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Umweltschutz ernsetzen und nach rn anderen 
gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten vorgesehenen Verfah­
ren anerkannt sind (Vereinigungen). 
3.Bei Planfeststellungsverfahren gemäß § 43 EnWG ist ein Erörterungstermin durchzuführen (Ausnahmen 
regelt§ 43 a Nr. 2 EnWG). Findet ein Erörterungstermin statt, wird er orts~bli~h beka~nt ger;racht. Ferner w~r­
den diejenigen, die rechtzeitige Einwendungen erhoben haben, bzw. ber glerchförmrgen Ernwendungen wrrd 
derVertretervon dem Termin gesondert benachrichtigt(§ 17 VwVfG). Sind mehrals 50 Benachrichtigungen vor­
zunehmen so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
Die Vertre~ng im Termin durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schrift­
liche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei Ausbleiben eines 
Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit 
Abschluss des Erörterungstermins beendet. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
4.Durch Einsichtnahme in die Plan unterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellungnahmen, die Teilnah­
me am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 
5.Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, 
werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 
6.Überdie Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Plan­
feststellungsbehörde entschieden. 
7.Die im Zusammenhang mit der im Jahr 2014 erfolgten Auslegung des Plans in Kraft getretene Veränderungs­
sperre nach § 44a Abs. 1 EnWG gilt fort. Vom Beginn der erneuten Auslegung des Plans an tritt die Veränderungs­
sperre nach § 44a Abs. 1 EnWG auch für die erstmalig vom Plan betroffenen Flächen in Kraft. An den von der 
geplanten Baumaßnahme betroffenen Flächen steht dem Träger des Vorhabens gemäß§ 44a Abs. 3 EnWG ein 
Vorkaufsrecht zu. 
8.Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, 
-dass die für das Verfahren zuständige Behörde und die für die Entscheidung über die Zulässigkeil des Vorha-
bens zuständige Behörde das Landesverwaltungsamt ist, . . 
-dass überdie Zulässigkeil des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschreden wrrd, 
-dass zu den entscheidungserheblichen Unterlagen i.S.v. §6 UVPG a.F. u.a. die Umweltverträglichkeitsstudie/der 
Landschaftspflegerische Begleitplan (UVSII I LBP),die allgemeinverständliche Zusammenfassung nach dem 
UVPG, die Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchungen für die FFH-Gebiete .Eibaue Beuster-Wahrenberg", 
,,Aland-Eibe-Niederung", ,,Aland-Eibe-Niederung nordöstlich Seehausen", .Uchte unterhalb Goldbeck" und 
"Secantsgraben, Milde und Biese", der artenschutzrechtliche Fachbeitrag, sowie weitere naturschutzfachliche 
Gutachten, Untersuchungen und Bewertungen gehören, 
-dass die ausgelegten Planunterlagen die nach§ 6Abs. 3 UVPG a. F. notwendigenAngabef! enthalten und 
-dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den 
Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß§ 9Abs. 1 UVPG a.F. ist. 

Bürgermeister der Hansestadt Osterburg (Altmark) 
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Flurbereinigung: 
Landkreis.: 
Verf.-Nr.: 

A. VerfügenderTeil 
I. Entscheidung 

Flurbereinigungsbeschluss vom 06.11.2018 

A 14 - Drüsedau 
Stendal 
611-37SAW807 

Gemäß§§ 87 ff. Flurbereinigungsgesetz (FiurbG) in der jeweils gültigen Fassung wird hiermit das 

Flurbereinigungsverfahren 
A 14 - Drüsedau 

im Landkreis Stendal 
angeordnet. 
Das Verfahren wird nach §§ 87 ff. FlurbG vom Amt für Landwirtschaft, Flurneuord~~ng und F~rsten Altma~k, 
Außenstelle Salzwedel als Flurbereinigungsbehörde durchgeführt. Das Flurbere1mgungsgeb1et umfasst 1m 
Landkreis Stendal 

-in der Gemarkung Dequede Teile der Fluren 1, 2, 3, 4 und 6 
-in der Gemarkung Bretsch Teile der Fluren 3, 8 und 9 
-in der Gemarkung Drüsedau Teile der Fluren 1, 2, 4 und 5 sowie 
-in der Gemarkung LosseTeile der Fluren 1, 2, 3 und 4. 

Dem Verfahren unterliegen die im Flurbereinigungsverzeichnis - Verfahrensflurstücke - aufgeführten Flurstücke. 
Das Flurbereinigungsverzeichnis-Verfahrensflurstücke- ist Anlage dieses Beschlusses. 
Als weitereAnlagen dieses Beschlusses sind die Gebietskarte, in derdie Grenze des Flurbereinigungsgebietes 
dargestellt ist, sowie die Begründung dieses Beschlusses beigefügt. . . . . 
Das Flurbereinigungsgebiet umfasst eine Fläche von ca. 1.942 ha und ist m1t dem E1nw1rkungsbere1ch des 
Unternehmens identisch. 
II. Sofortige Vollziehung 
Gemäß§ 80Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der jeweils ~ültigen Fassung wird hier~!t 
die sofortige Vollziehung angeordnet, mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen d1e Anordnung der Flurbereini­
gung keine aufschiebende Wirkung haben. 
111. Beteiligte 
Am Flurbereinigungsverfahren sind gern.§ 10 FlurbG beteiligt: 
1. als Teilnehmer die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücke, die den Eigentümern 
gleichstehenden Erbbauberechtigten sowie die Inhabervon isoliertem Gebäudeeigentum; 
2. als Nebenbeteiligte: 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom Flurbereinigungsverfahren betroffen werden; 
b)andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche oder öffentliche Anlagen 
erhalten(§§ 39 und 40 FlurbG) oderderen Grenzen geändertwerden (§ 58Abs. 2 FlurbG); 
c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räumlich zusammenhängt und 
dieses beeinflusstodervon ihm beeinflusst wird; 
d) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungs!Jebiet gehö~enden Grundstücken oder von Rechte.~ an 
solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, d1e zum Bes1tz oder zur Nutzung solcher Grundstucke 
berechtigen oderdie Benutzung solcher Grundstücke beschränke_n; . . 
e) Empfänger neuer Grundstücke nach den§§ 54 und 55 FlurbG b1s zum E1ntntt des neuen Rechtszustandes 
(§61Satz2FiurbG); . . 
f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebi~t gehörenden Grundstücken, denen e1~ Be1trag _zu den 
Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt w1rd (§ 42 Abs. 3 und § 106 FlurbG) oder d1e zur Emchtung 
fester Grenzzeichen an der Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben(§ 56 FlurbG). 

IV. Teilnehmergemeinschaft und Unternehmensträger 
Gemäß§ 16 FlurbG bilden die Teilnehmer die Teilnehmergemeinschaft. Sie entsteht mit diesem Beschluss und 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Die Teilnehmergemeinschaft des Flurbereinigungsverfahrens führt den Namen 

"Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung A14- Drüsedau" 
und hat ihren Sitz in der Verbandsgemeinde Seehausen, GemeindeAltmärkische Höhe, Ortsteil Drüsedau, im 
Landkreis Stendai.Träger des Unternehmens "Lückenschluss BAB14 Magdeburg-Wittenberge-Schwerin, 
VKE 2.2 - AS Osterburg /L 13 bis AS Vielbaum (zukünftig AS Seehausen-Nord) /L 2" im Flurbereinigungs­
verfahren ist die Bundesrepublik Deutschland, Bundesstraßenverwaltung, vertreten durch das Land Sachsen­
Anhalt, dieses vertreten durch die Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Regionalbereich Süd. 
Der Unternehmensträger ist gemäß§ 88 Nr. 2 FlurbG Nebenbeteiligter im Sinne von§ 10 Nr. 2 FlurbG im Flur­
bereinigungsverfahren. 
V. Aufforderung zur Anmeldung von Rechten . 
Rechte die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen 
können', sind innerhalb von 3 Monaten bei derzuständigen Flurbereinigungsbehörde, demAmtfür Landwirtschaft, Flur­
neuordnung und ForstenAitmarkAnschriftAkazienweg 25, 39576 Stendal, anzumelden(§ 14Abs. 1 FlurbG). 

Es kommen in Betracht: 
a) Inhabervon Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken od~~von Rechte_n an solch~n 
Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstucke berechtigen oder d1e 
Benutzung solcher Grundstücke beschränken, z. B. Pacht-, Mi~t~ und ähnli~e Re~te (§ 10 Nr. 2d FI~~G); . 
b) lmGrundbuch einzutragende Rechte an den zum Flurbere1mgungsgeb1et geharenden Grundstuck~n, lnsb~son­
dere Hutungsrechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsrechte, Wege-, Wasser- oder Fischereirech­
te usw. die vor dem 01.01.1900 begründet sind und deshalb der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften; 
c) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oderdas Liegenschaftskatasterübernommen sind_. 
Diese Rechte sind aufVerlangen der Flurbereinigungsbehörde innerhalb einer von dieser zu setzenden weite­
ren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. 
Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehör­
de die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen(§ 14Abs. 2 FlurbG). 
Der Inhaber eines gern. § 14 Abs. 1 FlurbG bezeichneten Rechtes muss die Wirkung eines vor der Anmeldung 
eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist durch 
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist(§ 14Abs. 3 FlurbG). 
Soweit Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübertragung außerhalb des Grundbuches (z. B. Erbfall) 
unrichtig geworden sind, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuchamt 
auf eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes zur 
Beschaffung der Unterlagen für die Grundbuch-berichtigung möglichst ungesäumt nachzukommen. 
VI. Einschränkungen 
Von der Bekanntgabe dieses Beschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes gelten gern.§ 
34Abs. 1 FlurbG folgenden Einschränkungen: .. 
a) ln der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde nur Anderungen 
vorgenommen werden, die zum ordnungsmäßigen Wirtschaftsbetrieb gehören. 
b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen u. ä. Anlagen dürfen nur mit Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden. .. 
c) Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, ei~zelne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergeholze 
dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskultureile Belange, Insbesondere des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden. 
Andere gesetzliche Vorschriften überdie Beseitigung von Reb- und Hopfenstöcken bleiben unberührt. 
Sind entgegen den Vorschriften zu a) und b) Änderungen vorgenommen oder Anlagen hergestellt oder beseitigt 
worden, so kann dieses im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinig~n_gsbeh~rde 
kann den früheren Zustand gern.§ 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dieses der Flurbere1mgung dien-
lich ist(§ 34Abs. 2 FlurbG). . . . .. 
Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift zu 3. vorgenommen worden, so muss d1e Flurbere1mgungsbehorde 
Ersatzpflanzungen anordnen(§ 34Abs. 3 FlurbG). . 
Von der Bekanntgabe dieses Beschlusses bis zur Ausführungsanordnung bedürfen Holzeinschläge, d1e den 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen, der Zustimmung der Flurbereinigungsbehör­
de im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde (§ 85 Ziff. 5 FlurbG). 
Sind Holzeinschläge vorgenommen worden, so kann die Flurbereinigungs~ehörde anordnen, da_ss derje~_ige, 
der das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den We1sungen der Forstaufs1chtsbehorde 
wiederordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat(§ 85 Ziff. 6 FlurbG). . 
Gemäß § 35 FlurbG sind die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde berechtigt, zur Vorbereitung und zur 
Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermessen erforderlichenArbei­
ten auf ihnen vorzunehmen. 
B.Auslegung 
Dieser Beschluss mit Begründung, Flurgebietsverzeichnis-Verfahrensflurstücke und Gebietskarte liegtgemäß § 6 
Abs. 3 FlurbG nach dessen öffentlicher Bekanntmachung in den Gemeinden, in denen beteiligte Grundstücke 
liegen (Fiurbereinigungsgemeinden) und, soweit erforderlich(§ 110 FlurbG), in den angrenzenden Gemeinden 
zwei Wochen lang zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 
Darüber hinaus kann dieser Beschluss auch im Landesverwaltungsamt, Referat 409, 06118 Halle (Saale), Des­
sauer Straße 70 Zimmer 234 und im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Sachgebiet 
14 Goethestraß~ 3 und 5 29410 Salzwedel während der Dienststunden eingesehen werden. 
Di~ Wirkungen dieses Be~chlusses treten am Tag nach seiner Bekanntgabe in der betreffenden Gemeinde ein. 
C. Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erh~ben werden. Der 
Widerspruch ist beim Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) einzulegen. 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann gemäß§ 80 Abs. 5 VwGO beim Oberverwaltungsgericht 
des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203-206, 39104 Magdeburg, Antrag auf Wiederherstellung der auf­
schiebenden Wirkung des Widerspruchs gestellt werden. 

lm~r~ 

~~c.------
Teichmann 2. Ausfertigung 

Amtliche Bekanntmachung Seite 6 Mitteilungs- und Amtsblatt Hansestadt Osterburg (Altmark) Nr. 13/2018 vom 24.11.2018 



Flurbereinigung:A 14- Krevese 
Landkreis. :Stendal 
Verf.-Nr.: 611-37SAW806 

A. VerfügenderTeil 
I. Entscheidung 

Flurbereinigungsbeschluss vom 06.11.2018 

Gemäß§§ 87 ff. Flurbereinigungsgesetz (FiurbG) in der jeweils gültigen Fassung wird hiermit das 

Flurbereinigungsverfahren 
A 14 - Krevese 

im Landkreis Stendal 
angeordnet. 
Das Verfahren wird nach §§ 87 ff. FlurbG vom Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, 
Außenstelle Salzwedel als Flurbereinigungsbehörde durchgeführt. Das Flurbereinigungsgebiet umfasst im 
Landkreis Stendal 

-in der Gemarkung Krevese Teile der Fluren 1, 2, 3, 4 und 5 
-in der Gemarkung Osterburg Teile der Fluren 12 und 13 
-in der Gemarkung Krumke Teile der Fluren 3, 4, 5, 6 und 7 sowie 
-in der Gemarkung Rossau Teile der Fluren 1, 9 und 10. 

Dem Verfahren unterliegen die im Flurbereinigungsverzeichnis-Verfahrensflurstücke- auf-geführten Flurstücke. Das 
Flurbereinigungsverzeichnis-Verfahrensflurstücke-mit Stand vom 18.09.2018 istAnlagedieses Beschlusses. 
Als weitereAnlagen dieses Beschlusses sind die Gebietskarte, in derdie Grenze des Flurbereinigungsgebietes 
dargestellt ist, sowie die Begründung dieses Beschlusses beigefügt. Das Flurbereinigungsgebiet umfasst eine 
Fläche von ca. 1.724 ha und ist mit dem Einwirkungsbereich des Unternehmens identisch. 
II. Sofortige Vollziehung 
Gemäß§ 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der jeweils gültigen Fassung wird hiermit 
die sofortige Vollziehung angeordnet, mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen die Anordnung der Flurbereini­
gung keine aufschiebende Wirkung haben. 
III.Beteiligte 
Am Flurbereinigungsverfahren sind gern.§ 10 FlurbG beteiligt: 
1.als Teilnehmer 
die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücke, die den Eigentümern gleichstehenden 
Erbbauberechtigten sowie die Inhabervon isoliertem Gebäudeeigentum; 
2.als Nebenbeteiligte: 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren BezirkGrundstückevom Flurbereinigungsverfahren betroffen werden; 
b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche oder öffentliche Anlagen 
erhalten (§§ 39 und 40 FlurbG) oder deren Grenzen geändert werden (§ 58Abs. 2 FlurbG); 
c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räumlich zusammenhängt und 
dieses beeinflusstodervon ihm beeinflusst wird; 
d) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder von Rechten an 
solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke 
berechtigen oderdie Benutzung solcher Grundstücke beschränken; 
e) Empfänger neuer Grundstücke nach den§§ 54 und 55 FlurbG bis zum Eintritt des neuen Rechtszustandes (§ 
61 Satz2 FlurbG); 
f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, denen ein Beitrag zu den 
Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt wird (§ 42 Abs. 3 und § 106 FlurbG) oder die zur Errichtung 
fester Grenzzeichen an der Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben(§ 56 FlurbG). 
IV. Teilnehmergemeinschaft und Unternehmensträger 
Gemäß§ 16 FlurbG bilden die Teilnehmer die Teilnehmergemeinschaft. Sie entsteht mit diesem Beschluss und 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Die Teilnehmergemeinschaft des Flurbereinigungsverfahrens führt den Namen 

"Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung A14- Krevese" 
und hat ihren Sitz in der Einheitsgemeinde Hansestadt Osterburg, Ortsteil Krevese, im Landkreis Sten­
dai.Träger des Unternehmens "Lückenschluss BAB14 Magdeburg-Wittenberge-Schwerin, VKE 2.2- AS 
Osterburg /L 13 bis AS Vielbaum (zukünftig AS Seehausen-Nord) /L 2" im Flurbereinigungsverfahren ist die 
Bundesrepublik Deutschland, Bundesstraßenverwaltung, vertreten durch das Land Sachsen-Anhalt, dieses 
vertreten durch die Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Regionalbereich Süd. 
Der Unternehmensträger ist gemäß§ 88 Nr. 2 FlurbG Nebenbeteiligter im Sinne von§ 10 Nr. 2 FlurbG im Flur­
bereinigungsverfahren. 
V. Aufforderung zur Anmeldung von Rechten 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren 
berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten bei der zuständigen Flurbereinigungsbehörde, dem Amt für 
Landwirtschaft, Flurneuordnung und ForstenAitmarkAnschriftAkazienweg 25,39576 Stendal, anzumelden(§ 
14Abs.1 FlurbG). 

Es kommen in Betracht: 
a) Inhabervon Rechten an den zum Flurbereinigungsgebietgehörenden Grundstücken odervon Rechten an solchen 
Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die 
Benutzung solcher Grundstücke beschränken, z. B. Pacht-, Miet- und ähnliche Rechte(§ 10 Nr. 2d FlurbG); 
b) Im Grundbuch einzutragende Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, insbe­
sondere Hutungsrechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsrechte, Wege-, Wasser- oder Fischerei­
rechte usw. dievordem 01.01.1900 begründetsind und deshalb der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften; 
c) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oderdas Liegenschaftskataster übernommen sind. 
Diese Rechte sind auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde innerhalb einer von dieser zu setzenden weite­
ren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosemAblauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. 
Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehör­
dedie bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen(§ 14Abs. 2 FlurbG). 
Der Inhaber eines gern.§ 14 Abs. 1 FlurbG bezeichneten Rechtes muss die Wirkung eines vor der Anmeldung 
eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist durch 
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist(§ 14Abs. 3 FlurbG). 
Soweit Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübertragung außerhalb des Grundbuches (z. B. Erbfall) 
unrichtig geworden sind, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuchamt 
auf eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes zur 
Beschaffung der Unterlagen fürdie Grundbuch-berichtigung möglichst ungesäumt nachzukommen. 
VI. Einschränkungen 
Von der Bekanntgabe dieses Beschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes gelten gern.§ 
34Abs.1 FlurbGfolgenden Einschränkungen: 
a) ln der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde nur Änderungen 
vorgenommen werden, die zum ordnungsmäßigen Wirtschaftsbetrieb gehören. 
b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen u. ä. Anlagen dürfen nur mit Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden. 
c) Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze 
dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskultureile Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden. 
Andere gesetzliche Vorschriften überdie Beseitigung von Reb- und Hopfenstöcken bleiben unberührt. 
Sind entgegen den Vorschriften zu a) und b) Änderungen vorgenommen oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, 
so kann dieses im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren 
Zustand gern.§ 137 FlurbGwiederherstellen lassen, wenn dieses der Flurbereinigung dienlich ist(§ 34Abs. 2 FlurbG). 
Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift zu 3. vorgenommen worden, so muss die Flurbereinigungsbehörde 
Ersatzpflanzungen anordnen(§ 34Abs. 3 FlurbG). 
Von der Bekanntgabe dieses Beschlusses bis zur Ausführungsanordnung bedürfen Holzeinschläge, die den 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen, der Zustimmung der Flurbereinigungsbehör­
de im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde (§ 85 Ziff. 5 FlurbG). 
Sind Holzeinschläge vorgenommen worden, so kann die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, 
der das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde 
wiederordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat(§ 85 Ziff. 6 FlurbG). 
Gemäß § 35 FlurbG sind die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde berechtigt, zur Vorbereitung und zur 
Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermessen erforderlichen Arbei­
ten aufihnen vorzunehmen. 
B.Auslegung 
Dieser Beschluss mit Begründung, Flurgebietsverzeichnis - Verfahrensflurstücke und Gebietskarte liegt 
gemäß § 6 Abs. 3 FlurbG nach dessen öffentlicher Bekanntmachung in den Gemeinden, in denen beteiligte 
Grundstücke liegen (Fiurbereinigungsgemeinden) und, soweit erforderlich(§ 110 FlurbG), in den angrenzen­
den Gemeinden zwei Wochen lang zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 
Darüber hinaus kann dieser Beschluss auch im Landesverwaltungsamt, Referat 409, 06118 Halle (Saale), Des­
sauer Straße 70, Zimmer 234 und im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Sachgebiet 
14, Goethestraße 3 und 5, 29410 Salzwedel während der Dienststunden eingesehen werden. 
Die Wirkungen dieses Beschlusses treten am Tag nach seiner Bekanntgabe in der betreffenden Gemeinde ein. 
C. Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist beim Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) einzulegen. 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann gemäß§ 80 Abs. 5 VwGO beim Oberverwaltungsgericht 
des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203-206, 39104 Magdeburg, Antrag auf Wiederherstellung der auf­
schiebenden Wirkung des Widerspruchs gestellt werden. 
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